
5 Ausgangslage: Trends und Entwicklungen 
der 2020er Jahre 

5.1 Zum Kontext 

In mehrerlei Hinsicht zeichnet sich ab, dass die 2020er Jahre Zeiten großer Ver-
änderung werden könnten. Verschiedene Trends und Entwicklungen stehen da-
bei im Zusammenhang mit den Themen dieser Forschungsarbeit. Im Hinblick auf 
die Bedeutung von Umwelt und Arbeit im Kontext der Besteuerung wurde auf 
diese schon teilweise eingegangen. Trotz dessen gehen verschiedene Entwick-
lungen über diese beiden Themenbereiche hinaus, weshalb in nachfolgend die 
wichtigsten im Zusammenhang mit der Dissertation stehenden Trends zusam-
mengefasst werden. Dabei handelt es sich nicht um Prognosen, sondern um die 
Darstellung womöglich entscheidender Tendenzen der aktuellen Gesellschaft, 
um sie in den nachfolgenden Kapiteln aufzugreifen und einzubeziehen. 

Das Zukunftsinstitut aus Frankfurt am Main definiert Megatrends unter 
anderem dadurch, dass sie eine lange Dauer aufweisen, sich in alle Gesellschafts-
bereiche auswirken (Ubiquität), global beobachtbar und vielschichtig sind.10 Bei 
den nachfolgenden Zusammenfassungen soll es in diesem Sinne auch um lang-
fristige Trends gehen, die mindestens mehrere Gesellschaftsbereiche betreffen. 

Nachfolgend wird zunächst das Umweltthema, insbesondere um die As-
pekte Umweltbewusstsein und planetare Grenzen erweitert. Daran anschließend 
wird auf den momentan stattfindenden und sich weiter abzeichnenden Wandel 
der Arbeitswelt eingegangen. Insbesondere technologische Entwicklungen als 
gleichwohl der Themenkomplex Digitalisierung werden zur Sprache kommen. 
Daraufhin wird der demografische Wandel in den Blick genommen. Schließlich 
wird auf die sogenannte Säkulare Stagnation eingegangen, welche mit dem 
Thema Postwachstum in Beziehung gesetzt wird. 

 

5.2 Umweltbewusstsein und ökologische Grenzen 

In der Einleitung wurden verschiedene Umweltproblematiken an beschrieben, 
die teilweise im Begriff sind, sich weiter zu verschärfen, unter anderem die 
Klimaerwärmung und die Herausforderungen in der Erhaltung der Biodiversität. 

 

10  Siehe Definition Megatrends des Zukunftsinstituts: https://www.zukunftsinstitut.de/zukunfts 
themen/megatrends (27.03.2024). 
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Neben diesen Beobachtungen ist auch eine Zunahme der Bedeutung dieser The-
men im Bewusstsein der Menschen als Trend festzustellen. 

Die Studie Naturbewusstsein 2019 (Schleer et al., 2020), welche vom Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit gemeinsam 
mit dem Bundesamt für Naturschutz herausgegeben wird, belegt die hohe Be-
deutung der Natur und deren Erhaltung in der Bevölkerung und darüber hinaus 
auch einen zunehmenden Trend. Dieser wird zum Beispiel bei der Frage sichtbar, 
ob es sie ärgert, dass viele Menschen sorglos mit der Natur umgehen (Schleer 
et al., 2020, S. 8): In der Befragung von 2019 gaben 63% an, dass es sie stark em-
pört, zwei Jahre zuvor (2017) lag dieser Wert noch bei 47%, was eine deutliche 
Steigerung in kurzer Zeit darstellt. Ähnlich ist auch die Vorliebe für „wilde Na-
tur“ von 2015 bis 2019 stark gestiegen. Die Zustimmung stieg in den genannten 
vier Jahren von 54% auf 75%. Bemerkenswert ist die rückläufige Zustimmung zur 
Position, dass „die Natur der wirtschaftlichen Entwicklung nicht im Weg stehen 
darf“ (Schleer et al., 2020, S. 8). Eine bedingungslose Priorisierung der Wirtschaft 
gegenüber der Natur wird demzufolge zunehmend weniger unterstützt. Insge-
samt zeigt sich, dass die Zuspitzung der ökologischen Probleme auch mit einem 
zunehmendem Ökologiebewusstsein korrespondieren. 

Allerdings sind die gesellschaftlichen Zukunftserwartungen der jüngeren 
Generationen insgesamt nicht positiv. Die Studie 25 Next – Bildung für die Zu-
kunft der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung und des Sinus-Instituts befragte 
Jugendliche und junge Erwachsene in Deutschland bezüglich Zukunftsfragen 
(Calmbach et al., 2019) und kommt zu dem Ergebnis, dass zwar die persönliche 
Zukunft eher optimistisch bewertet wurde, die Zukunft der Gesellschaft als 
Ganze dagegen sehr pessimistisch. 65% der Befragten und damit ca. zwei Drittel 
gaben „düster“ oder „eher düster“ an, was die Einschätzung über die Zukunft der 
Gesellschaft in Deutschland angeht (Calmbach et al., 2019, S. 2). Der Glaube der 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen daran, dass es ihnen zukünftig besser als 
ihren Eltern gehen wird, liegt bei 37% und damit nur bei einem guten Drittel. Es 
ist eine Sorge über die gesamtgesellschaftliche Zukunft zu konstatieren, die ins-
besondere in den jüngeren Generationen tief verankert ist. 

Beim Blick auf Umweltfragen hat sich in den letzten Jahrzehnten die Per-
spektive verbreitet, dass es ökologische Grenzen gibt, deren Überschreiten mit 
weitreichenden Folgen für das Leben auf der Erde verbunden sind. 

Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltverän-
derungen (WBGU) hat 1994 das Konzept der ökologischen Grenzen eingeführt; 
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zunächst bei der Belastung von Böden (WBGU [Hrsg.], 1994, S. 59ff), 2005 und 
2006 mit dem Begriff Leitplanken weiterentwickelt (WBGU [Hrsg.], 2005, 2006), 
bis es 2011 im Konzept der planetaren Leitplanken aufging. Das Einhalten der 
planetaren Leitplanken ist als Grundvoraussetzung zur Sicherung der natürli-
chen Lebensgrundlagen der Menschheit zu sehen. Das bedeutet noch nicht, dass 
allein durch diese Einhaltung auch soziale bzw. ökonomische Faktoren im wün-
schenswerten Bereich liegen. Die planetaren Leitplanken einzuhalten, ist aber 
eine notwendige Bedingung für die mögliche Erreichung der Ziele auch in sozi-
alen und ökonomischen Bereichen. 

Die grundsätzliche Idee von derartigen ökologischen Grenzsetzungen fin-
det sich an vielen Stellen wieder. Sie kommt zum Beispiel beim Übereinkommen 
von Paris zum Tragen, welches auf der Klimakonferenz der Vereinten Nationen 
(engl. „United Nations“, UN) in Paris im Jahr 2015 beschlossen wurde und das 
Ziel beinhaltete, den globalen Temperaturanstieg auf möglichst 1,5 °C gegenüber 
vorindustriellen Werten zu beschränken. 

Prominent wird der Limitationsgedanke auch von Rockström et al. (2009) 
und Steffen et al. (2015) mit dem Konzept der planetaren Grenzen (engl. „Plane-
tary Boundaries“) fortgesetzt. Rockström et al. (2009) schlagen planetare Gren-
zen als Rahmenwerk vor, um die wichtigsten ökologischen Herausforderungen 
unserer Zeit zu erfassen. Das Leben innerhalb dieser Grenzen wird als sicher 
(engl. „Safe Operating Space“, Rockström et al., 2009, S. 472) bezeichnet, wo-
hingegen beim Überschreiten dieser Grenzen mit unvorhersehbaren Folgen zu 
rechnen sei. Dabei wird betont, dass es eher die Ausnahme als die Regel sei, 
dass die Erdsysteme graduell reagieren, stattdessen reagieren sie eher empfind-
lich um die Schwellenwerte bzw. Grenzwerte (Rockström et al., 2009, S. 472). 
Das Überschreiten der Schwellenwerte in den neun ausgewiesenen Kategorien 
könnte „nicht-akzeptierbare Umweltveränderungen“ nach sich ziehen. Diesem 
Papier zufolge wurden in drei Kategorien die Grenzen bereits deutlich über-
schritten (Rockström et al., 2009, S. 472). 

Das Papier Planetary Boundaries: Guiding Human Development on a 
Changing Planet (Steffen et al., 2015) stellt eine Aktualisierung und Weiterent-
wicklung des eben genannten Rahmenwerks der planetaren Grenzen dar. In 
diesem werden vier Erdsystemprozesse genannt, bei denen der Grenzwert 
überschritten wurde: Klimawandel, Integrität der Biosphäre, biogeochemische 
Ströme und Veränderung der Landsysteme (Steffen et al., 2015, S. 736). Bei zwei 
Prozessen, Integrität der Biosphäre und biogeochemische Ströme, sind die 
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Grenzwerte alarmierend überschritten, sodass die Autor:innen hohe Risiken 
für eine Destabilisierung des Erdsystems sehen. 

Um das Rahmenwerk der planetaren Grenzen ist eine kontroverse De-
batte unter anderem über die Legitimität und Notwendigkeit ebensolcher 
Grenzwerte entstanden, die bis zum heutigen Tag anhält (Biermann & Kim, 
2020; Kim & Kotze, 2021; Montoya et al., 2018; Rockström et al., 2018). Dennoch 
erscheinen Limitationen, auch wenn es keine absoluten sind, für den Austausch 
mit anderen wissenschaftlichen Disziplinen hilfreich zu sein. O’Neill et al. 
(2018) vergleichen den Ressourcenverbrauch, der mit der Deckung von Grund-
bedürfnissen (engl. „Basic Human Needs“) einhergeht, mit den entsprechenden 
planetaren Grenzen von ca. 150 Ländern. Das Ergebnis ist, dass die physischen 
Bedürfnisse aller Menschen wahrscheinlich erfüllt werden können, ohne die 
Grenzen zu überschreiten. Die Erfüllung darüberhinausgehender qualitativer 
Ziele, wie zum Beispiel hohe Lebenszufriedenheit, würde dagegen einen Res-
sourcenverbrauch bedeuten, der beim zwei- bis sechsfachen dessen läge, was 
innerhalb der Grenzen zu verorten wäre. 

Es zeigt sich zweierlei: Zum einen wird klar, dass die Klimaerwärmung 
nicht die einzige ökologische Herausforderung im 21. Jahrhundert ist, zum an-
deren zeigen Konzepte wie die planetaren Grenzen, dass zunehmend Perspekti-
ven im Diskurs sind, die ökologische Limitationen berücksichtigen. Lösungsan-
sätze, die nicht auf der Grundidee der Expansion, etwa durch Wirtschaftswachs-
tum, beruhen, erscheinen deshalb besonders interessant. 

 

5.3 Digitalisierung und Arbeit 

Wie bereits in der Einleitung angesprochen, stehen die Arbeitsmärkte stark unter 
Druck (BMAS [Hrsg.], 2021a) und Arbeitsmarktthemen sind politisch von hoher 
Bedeutung (European Commission [Hrsg.], 2021; SPD, Grüne, FDP [Hrsg.], 
2021). Insbesondere die quantitative Frage, inwieweit die Arbeitsnachfrage in 
den nächsten Jahrzehnten gesichert ist, wurde problematisiert. Nun geht es da-
rum, die Arbeitsmärkte auch qualitativ in den Blick zu nehmen, weil gerade auch 
die zusammenhängenden Themen Arbeit und Digitalisierung große qualitative 
Veränderungsdynamiken aufweisen. 

Die Trends Automatisierung und Digitalisierung haben großen Einfluss 
auf Arbeitsmärkte sowie die Arbeitssituation der Menschen insgesamt. Die Lang-
fristprognose Digitalisierte Arbeitswelt des BMAS bestätigt dies und erwartet 
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deutliche Veränderungen der sektoralen Arbeitsmarktstruktur bis 2040 
(BMAS [Hrsg.], 2021a, S. 4).  

Hinter den Sorgen von technologischem Wandel steht unter anderem die 
Überlegung, dass durch neue Technologien weniger Arbeit erforderlich sein 
könnte. Rifkin (2014) vertritt diese Position sehr klar, sieht darin jedoch nicht 
zwingend eine negative Entwicklung. Er skizziert den Wandel hin zu einer Null-
Grenzkosten-Gesellschaft, wobei die zentrale Aussage ist, dass sich die Grenzkos-
ten für Energie insbesondere durch die technologische Weiterentwicklung und 
den Ausbau der erneuerbaren Energien auf null reduzieren werden, was bedeu-
tet, dass eine weitere genutzte Energieeinheit keine zusätzlichen Kosten verur-
sachen würde. Damit würde die Knappheitsmaxime, über die sich die heutige 
Ökonomik zum Teil definiert, in Frage gestellt. Aufgrund dessen würden die 
Grenzkosten von jeglichen Gütern sinken und Arbeit würde potenziell überflüs-
sig werden, sich in jedem Fall aber strukturell stark verändern. 

Die Studie The future of work after COVID‑19 des McKinsey Global Insti-
tute (Lund et al., 2021) analysiert den Wandel der Arbeit besonders im Hinblick 
auf technologische Entwicklungen. Tatsächlich beschreiben die Autor:innen den 
Trend, dass es nach der Pandemie zu einer beschleunigten Automatisierung und 
zu zunehmenden Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) kommen könnte. Der 
Anteil der Beschäftigten im Niedriglohnbereich könnte zurückgehen, wohinge-
gen beim Anteil der Beschäftigten mit hohem Lohn (>70%-Perzentil) eine Zu-
nahme erwartet wird (Lund et al., 2021, S. vi und 16). Insofern würde die schnelle 
und effektive Umschichtung von Arbeitskräften zu einem neuen großen Thema 
werden (Lund et al., 2021, S. vi). 

Auch Buchholz und Wangler (2017) konstatieren, dass der digitale Wandel 
heute nahezu alle Branchen und gesellschaftlichen Bereiche erfasst (Buchholz & 
Wangler, 2017, S. 177). Für Unternehmen ist damit verbunden, dass die Entwick-
lung neuer Geschäftsmodelle immer größere Bedeutung bekommt, um die Wett-
bewerbsfähigkeit zu erhalten (Buchholz & Wangler, 2017, S. 177). Schuh et al. 
(2020, S. 11f) teilen diese Einschätzungen und erwarten, dass Unternehmen auf-
grund der erhöhten Dynamik des Markts schneller auf die sich verändernden 
Wünsche ihrer Kunden reagieren müssen. Anpassungsfähigkeit und Agilität 
würden zunehmend wichtig für den wirtschaftlichen Erfolg. Gerade weil 
Deutschland in Lohnfragen nicht mit Niedriglohnländern konkurrenzfähig ist, 
muss nach Berthold et al. (2018, S. 9) versucht werden die Wettbewerbsfähigkeit 
über neue Technologien zu erhalten. Darüber hinaus weisen Schuh et al. (2020, 
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S. 7) darauf hin, dass Industrie 4.0 mehr als nur die technologische Entwicklung 
beschreiben sollte und Unternehmen auch unter Druck stehen, die organisatori-
schen und kulturellen Bereiche umzugestalten. 

Apt und Wischmann (2017) identifizieren zwei technologische Trends als 
Treiber eines Wandels in der Arbeitswelt. Zum einen die originär technologi-
schen Entwicklungen selbst, zum anderen die zunehmend leichtere Anwendbar-
keit der Technologien. Daraus ergebe sich „ein nie dagewesenes Potenzial, Arbeit 
völlig neu zu gestalten“ (Apt & Wischmann, 2017, S. 109). 

Die Veränderungen können aber nicht als rein technologischer Wandel 
beschrieben werden (Klingbeil-Döring, 2020). Was Arbeit in Zukunft formt, ist 
eher als ein Zusammenspiel von verschiedenen Einflussfaktoren zu sehen, als 
dass die Veränderungen von einem einzelnen kausalen Faktor ausgehen würden. 
Laut Klingbeil-Döring (2020) ist eine Beschleunigung der Entwicklung in der Ar-
beitswelt zu konstatieren. Gleichzeitig sind die Veränderungen sehr umfassend: 
Alle Bereiche eines Unternehmens unterliegen dem Wandel, was im Gegensatz 
zur dritten industriellen Revolution steht (Klingbeil-Döring, 2020). 

Es zeigt sich, dass gerade durch technologische Entwicklungen, wenn auch 
nicht ausschließlich, eine Vielzahl von Veränderungsprozessen angestoßen wer-
den und ein hohes Maß an Dynamik im Bereich Arbeit zu verzeichnen ist. Die 
Frage, wie Politik bestmöglich auf diese Veränderungen reagieren kann, wird 
aller Voraussicht nach aktuell bleiben. 

 

5.4 Demografischer Wandel 

Insgesamt ist zu erwarten, dass die Systeme zur finanziellen Absicherung im 
Alter aufgrund der im Folgenden dargestellten demografischen Entwicklungen 
zunehmend unter Druck geraten werden. Die zuvor beschriebenen Entwick-
lungen im Bereich Arbeit sind eng mit dem Thema des demografischen Wan-
dels verknüpft, sodass es sich lohnt, die ÖSR ebenso in Zusammenhang mit 
diesen Dynamiken zu bringen. 

Die nachfolgende Abbildung zeigt die Lebenserwartung bei Geburt in 
Deutschland (in Jahren). Bei der ersten Angabe von 1871/1881 (im Deutschen 
Reich) betrug diese noch 38,5 Jahre für Frauen und 35,6 Jahre für Männer (Statis-
tisches Bundesamt [Hrsg.], 2021b, S. 14). Seither ist sie bis zum heutigen Tage 
kontinuierlich gestiegen und betrug bei der letzten Berechnung von 2018/2020 



Ausgangslage: Trends und Entwicklungen 

 

27 

78,6 Jahre für Männer und 83,4 Jahre für Frauen, was jeweils mehr als eine Ver-
doppelung ist. Wie in Abbildung 1 zu sehen, hat sich die Zunahme der Lebens-
erwartung zumindest verlangsamt. 

 
Abbildung 1: Lebenserwartung bei Geburt in Deutschland (in Jahren)  

Darüber hinaus ist die Lebenserwartung bei Erreichen des 65. Lebensjahres stark 
gestiegen (Statistisches Bundesamt [Hrsg.], 2021b, S. 16). Auch hier ist eine Stag-
nation der Zunahme zu sehen, diese fällt hingegen deutlich geringer aus als bei 
der Lebenserwartung bei Geburt. 

Mit den zunehmenden Lebenserwartungen erhöht sich auch der Altenquo-
tient. Der Altenquotient gibt die Anzahl der Menschen im Rentenalter (zum Bei-
spiel 66 Jahre und älter) auf 100 Menschen im erwerbsfähigen Alter (zum Beispiel 
von 20 bis 65 Jahre) an (Statistisches Bundesamt [Hrsg.], 2021a, S. 31). Ein Alten-
quotient von 100 würde daher bedeuten, dass auf jede Person im erwerbsfähigen 
Alter (ob sie arbeitet oder nicht) eine Person im Rentenalter käme (ob sie Renten-
leistungen bezieht oder nicht).11 Dieser Quotient ist deshalb besonders interessant, 
weil er einen Eindruck vermittelt, wie viele Menschen, die altersbedingt voraus-
sichtlich keiner Erwerbsarbeit nachgehen, auf 100 Menschen im arbeitsfähigen Al-
ter kommen. 1991 lag der Altenquotient in Deutschland bei 24; bis zum Jahr 2020 
ist er auf 37 angestiegen (erwerbsfähiges Alter ab einschließlich 20, Rentenalter ab 

 

11  Bei der Vergleichbarkeit der Angaben des Altenquotienten verschiedener Studien ist Vorsicht 
geboten, da sich die Definitionen in Bezug auf die Altersgrenzen unterscheiden. Aus diesem 
Grund sind bei jeder der folgenden Studien die Abgrenzungen „erwerbsfähiges Alter“ und „Ren-
tenalter“ jeweils angegeben. 
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einschließlich 66).12 In einer mittelfristigen Studie aus dem Jahr 2021 wird von 2020 
bis 2035 eine Zunahme des Altenquotienten von 31,5 bis über 41,3 ermittelt, wobei 
der Zu- und Fortzug nach bzw. aus Deutschland summa summarum nur eine ge-
ringe Rolle spielt (erwerbsfähiges Alter ab einschließlich 20, Rentenalter ab ein-
schließlich 67, Statistisches Bundesamt [Hrsg.], 2021a, S. 11).13 

Die Unsicherheit für langfristige Prognosen ist hoch, was ein Grund dafür 
ist, dass es für die Jahre 2050–60 nur wenige Voraussagen gibt. In der Studie des 
Credit Suisse Research Institute (2020) werden jedoch langfristige Vorhersagen für 
verschiedene Länder der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) getroffen. Demzufolge soll der Altenquotient in Deutschland von 
37 auf 60 im Jahr 2060 steigen, der OECD-Durchschnitt liegt mit 58 Personen in 
der gleichen Größenordnung (erwerbsfähiges Alter ab einschließlich 15, Rentenal-
ter ab einschließlich 65, Credit Suisse Research Institute [Hrsg.], 2020). In Japan 
und Südkorea könnte sich die Überalterung der Gesellschaft noch stärker zuspit-
zen, die Altenquotienten werden mit 83 (Japan) und 90 (Südkorea) benannt. 

Die beschriebenen demografischen Entwicklungen werden voraussicht-
lich zu zunehmenden Schwierigkeiten bei der Finanzierung der Alterssiche-
rungssysteme führen. Die Belastung der Erwerbstätigen durch Beiträge für Ren-
ten oder andere Zahlungen zur Altersabsicherung wird sich deshalb ggf. erhöhen 
müssen und es gilt frühzeitig zu überlegen, wie mit dieser Situation umgegangen 
werden kann. Die ÖSR könnte mithilfe der gezielten Finanzierung der Sozialver-
sicherungsbeiträge womöglich zur Entschärfung dieser Situation beitragen. 

 

5.5 Säkulare Stagnation und Postwachstum 

Bei der Betrachtung der realen Wachstumsraten des BIP pro Kopf verschiedener 
OECD-Länder kristallisiert sich in der langen Frist ein Trend heraus. Wie die 
folgenden Abbildungen für Deutschland, die EU14 und die USA aus der Daten-
bank der Weltbank vom 18.12.2023 zeigen, sind diese Wachstumsraten im Mittel 
von 1961 bzw. 1971 bis 2021 stark rückläufig.15 
 

12 Statistisches Bundesamt zum Altenquotienten: https://www.destatis.de/DE/Themen/ 
Querschnitt/Demografischer-Wandel/Aspekte/demografie-altenquotient.html (27.03.2024). 
13  Die Prognose für den Altenquotienten unterscheidet sich je nach Szenario: 41,3 bei der Vari-
ante „hoher Wanderungssaldo“ und 43,2 bei der Variante „moderater Wanderungssaldo“. 
14  Unter der EU wird die Europäische Union mit den aktuellen 27 Mitgliedsstaaten (ohne Verei-
nigtes Königreich) verstanden. 
15  Quelle: World Bank national accounts data, and OECD National Accounts data files (2024). 
 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Demografischer-Wandel/Aspekte/demografie-altenquotient.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Demografischer-Wandel/Aspekte/demografie-altenquotient.html
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Abbildung 2: Deutschland: reales Wachstum des Pro-Kopf-BIP 

Die jeweils eingezeichnete Trendlinie basiert auf einer einfachen, linearen Re-
gression (OLS-Methode). Entsprechend dieser Berechnung geht die Wachstums-
rate in den USA jährlich real um 0,0295%-Punkte zurück. Das entspricht bei 
50 Jahren (zum Beispiel 1971–2021) einer Reduktion um 1,5%-Punkte. In 
Deutschland und der EU ist die Abnahme noch stärker: Gemäß der Regressions-
werte liegt der Rückgang der BIP-Wachstumsrate in 50 Jahren bei 2,1%-Punkte 
(Deutschland) und 1,6%-Punkte (EU). Reales Null-Wachstum wäre in Deutsch-
land, wenn davon ausgegangen wird, dass sich dieser Trend linear fortschreibt, 
im Jahr 2040 erreicht; 17 Jahre später dann auch in den USA und der EU insge-
samt (jeweils im Jahr 2057). 

 

Lizenz: CC BY-4.0. Abruf der Daten am 06.01.2024. Beschreibung des Datensatzes: „Annual per-
centage growth rate of GDP per capita based on constant local currency. GDP per capita is gross 
domestic product divided by midyear population. GDP at purchaser's prices is the sum of gross 
value added by all resident producers in the economy plus any product taxes and minus any sub-
sidies not included in the value of the products. It is calculated without making deductions for 
depreciation of fabricated assets or for depletion and degradation of natural resources.“, siehe 
Weltbank: https://data.worldbank.org/indicator/NY.GDP.MKTP.KD.ZG (27.03.2024). 
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Abbildung 3: EU: reales Wachstum des Pro-Kopf-BIP 

Diese Entwicklung wird mit dem Begriff der Säkularen Stagnation umschrie-
ben. Säkulare Stagnation meint, im Gegensatz einer kurz- oder mittelfristigen 
Entwicklung, den langfristigen Rückgang des Wirtschaftswachstums gemes-
sen am BIP.16 Laut der Wochenzeitung The Economist (London) wurde dieser 
Begriff ursprünglich in den 1930er Jahren in den USA verwendet, als nach der 
Weltwirtschaftskrise Ende der 1920er Jahre die Sorge von grundsätzlich ge-
ringerem Wachstum diskutiert wurde.17  

 
Abbildung 4: USA: reales Wachstum des Pro-Kopf-BIP 

 
 

16  Vgl. Wikipedia zum Begriff der Säkularen Stagnation: https://en.wikipedia.org/wiki/Secular 
_stagnation (27.03.2024). 
17  Artikel des Economist (London) vom 16.08.2014: https://www.economist.com/free-exchange/ 
2014/08/16/fad-or-fact (27.03.2024). 
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Wirtschaftswachstum ist heute ein klar formuliertes Ziel der Politik. In 
Deutschland ist es bspw. in Artikel 109 Absatz 2 Grundgesetz (GG) mit dem ge-
samtgesellschaftlichen Gleichgewicht verankert.18 Dieses wurde dann 1967 mit 
dem Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
(StabG) konkretisiert. So haben Bund und Länder laut §1 Absatz 1 StabG vom 
08.07.1967 ihre wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen so zu treffen, dass 

sie im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Stabilität des 
Preisniveaus, zu einem hohen Beschäftigungsstand und außenwirtschaftlichem 
Gleichgewicht bei stetigem und angemessenem Wirtschaftswachstum beitragen.19 

Dem zum Trotz gibt es weitreichende Kritik am Ziel des Wirtschaftswachstums. 
Ein wesentlicher Kritikpunkt ist, dass Wachstum gemessen am BIP bislang mit 
der Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen einhergeht. Damit in einer 
begrenzten Welt unbegrenztes Wirtschaftswachstum denkbar sein kann, ist eine 
Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Naturverbrauch erforderlich. 
Parrique et al. (2019) widmen sich in einem Übersichtsartikel dieser Frage und 
prüfen, inwieweit sich die Hoffnung nach der Entkopplung von 
Wirtschaftswachstum und Naturverbrauch bislang als begründet erwiesen hat. 
Zunächst halten sie fest, dass entscheidend ist, was unter Entkopplung 
verstanden wird und begründen, dass „eine absolute, permanente, globale, 
weitreichende und ausreichend schnelle Entkopplung des 
Wirtschaftswachstums von allen kritischen Umweltbelastungen“ (Parrique et al., 
2019, S. 4) notwendig wäre. In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass 
bspw. die absolute Entkopplung von CO2-Emissionen und realem Wachstum in 
Deutschland zwar seit mehreren Jahrzehnten stattfindet, diese aber im Rahmen 
dieser Argumentation dennoch unzureichend ist, da sie regional begrenzt sowie 
nicht weitreichend als auch ausreichend schnell ist. Ihr Resümee ist demgemäß, 
dass keine empirische Evidenz für eine solche Entkopplung vorliegt – weder in 
der Vergangenheit noch aktuell (Parrique et al., 2019, S. 4). Neben den 
Schwierigkeiten, Wachstum langfristig zu generieren, gibt es insofern gerade 
auch aus ökologischer Sicht grundlegende Kritik am Wirtschaftswachstum. Die 
Beschäftigung mit der Frage, wie eine Ökonomie auch ohne Wachstum gut und 
stabil funktionieren kann, erscheint daher lohnend. 

 

18  Onlinezugang zu Artikel 109 Absatz 2 GG: https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_109. 
html (27.03.2024). 
19  Onlinezugang zu §1 Absatz 1 Satz 1 und 2 StabG: https://www.gesetze-im-internet.de/stabg/ 
__1.html (27.03.2024). 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_109.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_109.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stabg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stabg/__1.html
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Der Blick in die Geschichte der Menschheit zeigt, dass Wachstum ein jun-
ges Phänomen ist. Erst mit dem Einsetzen der Industrialisierung im 18. Jahrhun-
dert hat sich die Bevölkerungszahl und die Intensivität der Landnutzung durch 
den Menschen stark verändert (Ellis et al., 2010). Seit dem Auftreten von rele-
vantem Wachstum im 18. Jahrhundert gibt es wachstumskritische Stimmen, 
wenn auch die öffentliche Aufmerksamkeit des Themas starken Schwankungen 
unterliegt (Rodenhäuser et al., 2022, S. 5ff). Im 18. und 19. Jahrhundert gingen 
führende Ökonomen, so Rodenhäuser et al. (2022, S. 3f), nicht von fortwähren-
dem Wachstum aus (etwa Adam Smith, John Stuart Mill, David Ricardo oder Karl 
Marx). Verschiedene Ökonomen zeichnen sogar ein positives Bild einer Gesell-
schaft ohne Wachstum, was sich unter anderem mit John M. Keynes (1972 
[1930]) und Ludwig Erhard (1957) im 20. Jahrhundert fortsetzt und bis heute an-
hält (einflussreich bspw. die Befreiung vom Überfluss, Paech, 2012). 

Die heutigen wachstumskritischen Bewegungen wie Postwachstum bzw. 
Degrowth (englisch) oder Décroissance (französisch) oder das südamerikanische 
Konzept des Buen Vivir schließen daran an und gehen über die ökologische Prob-
lematisierung von Wachstum hinaus. Auch Fragen der sozialen Gerechtigkeit 
werden adressiert, gleichwohl globale Perspektiven eingenommen (Schmelzer & 
Vetter, 2019, S. 159). Schmelzer und Vetter (2019) untergliedern den Postwachs-
tumsdiskurs in Strömungen und identifizieren fünf Ausrichtungen: auf Instituti-
onen (bzw. deren Veränderung), auf Suffizienz, auf Commons, auf Feminismus 
und auf Kapitalismus- und Globalisierungskritik. 

Vor dem Hintergrund der Schwierigkeiten von Wachstumsgesellschaf-
ten stellt sich die Frage, wie eine Gesellschaft ohne Wachstum aussehen 
könnte. Wie die Stabilität einer Ökonomie ohne Wachstum gewährleistet wer-
den kann, ist dabei aus ökonomischer Sicht eine der Herausforderungen. Ein 
viel diskutiertes Problem ist die Stabilisierung der Beschäftigungsquote, vor al-
lem aufgrund der Befürchtung eines Wegfalls von Arbeitsplätzen durch voran-
schreitende Innovationen, was bereits Keynes als „technologische Arbeitslosig-
keit“ titulierte (Keynes, 1972 [1930]). 

In der Ökonomik beschrieb Arthur M. Okun (1963) einen Zusammenhang 
zwischen Wirtschaftswachstum (gemessen am BIP) und Beschäftigungsquote, 
welcher später als das Okun‘sche Gesetz bekannt wurde (Okun, 1963). Demgemäß 
ist eine bestimmte Höhe des Wirtschaftswachstums vonnöten, um die Arbeitslo-
senquote konstant zu halten. Andersherum bedeutet es, dass zu niedriges Wachs-
tum die Erhöhung der Arbeitslosenzahlen zur Folge hat. 
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Laut Petschow et al. (2018, S. 105) argumentieren auf diese Weise auch 
Jackson (2009) und Reuter (2010) sowie Antal und van den Bergh (2014); in der 
Mainstream-Literatur sehen Petschow et al. (2018, S. 105) den Zusammenhang 
allerdings zusätzlich in der anderen Richtung: auch eine hohe Beschäftigung 
kann Ursache für hohes Wachstum sein. Zusammenfassend wird festgestellt, 
dass der Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und Beschäftigung als 
Kausalität kontrovers diskutiert wird, als statistisches Korrelat scheint er dage-
gen unumstritten zu sein (Ball et al., 2013; Knotek II, 2007). 

Hinzuweisen seit noch darauf, dass die Zusammenhänge von Beschäfti-
gung und Arbeitslosigkeit vielschichtig sind, was in vielen der oben aufgeführten 
Beiträge nicht umfassend berücksichtigt wird. In Deutschland stieg in den ver-
gangenen Jahren (bspw. von 1991–2019) das Arbeitsvolumen, das heißt die ge-
leisteten Arbeitsstunden der Erwerbstätigen insgesamt, während die geleisteten 
Arbeitsstunden pro Erwerbstätigen im gleichen Zeitraum zurückging.20 Dieses 
Paradoxon lässt sich dadurch erklären, dass sich die Anzahl der Erwerbstätigen 
erhöht hat.21 Insbesondere bei Frauen gab es größere Verschiebungen: Laut dem 
Statistischen Bundesamt lag die Erwerbstätigenquote von Frauen im Jahr 1991 
noch bei 57,0% und stieg bis zum Jahr 2023 auf 73,6% an; aber auch die Erwerbs-
tätigenquote von Männern stieg in diesem Zeitraum von 78,4% auf 80,8% leicht 
an, womit die Erwerbstätigenquote insgesamt deutlich zunahm.22 Ein näherer 
Blick auf das Arbeitsvolumen, die durchschnittliche Arbeitszeit pro Erwerbstäti-
gen, die Arbeitsverteilung, die Produktivität je Erwerbstätigenstunde, das Be-
schäftigungsniveau und die Arbeitslosenquote wären daher lohnend. Die vorlie-
gende Arbeit beschränkt sich dennoch auf die übergeordneten Zusammenhänge 
von Arbeitskosten und Beschäftigungsniveau, die trotz der angesprochenen Un-
schärfen und kleinteiligeren Entwicklungen tendenziell zutreffend sind. 

Richters und Siemoneit (2019) strukturieren in einer Literaturübersicht die 
Debatte zu Wachstumszwängen und kategorisieren diese nach dem Grad des 
Zwanges (vom freien Willen bis zur Nötigung) sowie nach der Ebene der Ent-

 

20  Siehe Bundeszentrale für politische Bildung: https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und- 
fakten/soziale-situation-in-deutschland/61711/arbeitszeit-und-arbeitsvolumen/ (14.12.2024). 
21  Siehe Statistisches Bundesamt: https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/ 
Erwerbstaetigkeit/Tabellen/inlaender-inlandskonzept.html (14.12.2024). 
22  Siehe Statistisches Bundesamt: https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Er-
werbstaetigkeit/Tabellen/erwerbstaetigenquoten-gebietsstand-geschlecht-altergruppe-mikrozen 
sus.html (14.12.2024). 

https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/soziale-situation-in-deutschland/61711/arbeitszeit-und-arbeitsvolumen/
https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/soziale-situation-in-deutschland/61711/arbeitszeit-und-arbeitsvolumen/
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/inlaender-inlandskonzept.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/inlaender-inlandskonzept.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/erwerbstaetigenquoten-gebietsstand-geschlecht-altergruppe-mikrozensus.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/erwerbstaetigenquoten-gebietsstand-geschlecht-altergruppe-mikrozensus.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/erwerbstaetigenquoten-gebietsstand-geschlecht-altergruppe-mikrozensus.html


 Ausgangslage: Trends und Entwicklungen 34 

scheidungstragenden (Staaten, Unternehmen oder Haushalte). Entlang dieser Be-
wertungsstruktur werden insgesamt 28 Mechanismen identifiziert und in das 
Schema eingeordnet, darunter werden unter anderem die potenziellen Wachs-
tumszwänge Systemstabilität für Staaten, das Prinzip wachse oder stirb für Un-
ternehmen oder Einkommensverluste für Haushalte eingeordnet. Ihr Fazit ist, 
dass nur wenige Mechanismen der angewandten, engen Definition von Wachs-
tumszwang standhalten. Im Zusammenspiel der Wachstumszwänge und -treiber 
entstehe aber ein „politischer Wachstumszwang“, sodass Alternativen zur 
Wachstumsförderung unrealistisch erscheinen (Richters & Siemoneit, 2019, 
S. 134). Als entscheidenden Teil dieses Zusammenspiels nennen Richters und 
Siemoneit (2019, S. 133) die oben erläuterte technologische Arbeitslosigkeit. 

Sowohl aus einer wachstumskritischen Perspektive als auch vor dem Hin-
tergrund der Säkularen Stagnation und damit der grundsätzlich abnehmenden 
Tendenz der Wachstumsraten in Deutschland stellt sich also die Frage, wie eine 
Gesellschaft mit weniger oder keinem Wirtschaftswachstum auskommen 
könnte. Das denkbare Problem hoher Arbeitslosenzahlen verleiht der Suche nach 
neuen Konzepten zusätzlichen Nachdruck. Diese sich aus dem Postwachstums-
diskurs ergebenden Fragen werden daher in der vorliegenden Arbeit berücksich-
tigt und es gilt zu prüfen, inwieweit die ÖSR auch vor diesem Hintergrund von 
Nutzen sein könnte.




